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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-5200/07
von Michael Cashman (PSE), Lissy Gröner (PSE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i Rueda 
(Verts/ALE) und Alexander Stubb (PPE-DE)
an den Rat

Betrifft: Artikel  204 des nicaraguanischen Strafgesetzbuches

Am 18. September 2007 hat Amnesty International eine Öffentlichkeitskampagne gestartet und 
Nicaragua aufgefordert, das in Artikel 204 des Strafgesetzbuches des Landes verankerte Verbot der 
Homosexualität außer Kraft zu setzen. 

Die EU hat mit verschiedenen mittelamerikanischen Staaten Kooperationsabkommen abgeschlossen 
und handelt gegenwärtig ein Assoziationsabkommen mit ihnen aus, in dem den Grundsätzen von 
Menschenrechten und Demokratie Rechnung getragen wird.

Deshalb ist es wichtig, dass die Europäische Union mit Vehemenz gegen Diskriminierungen vorgeht 
und diese Kampagne unter Ausschöpfung aller Möglichkeiten unterstützt. Der angesprochene 
Artikel 204 verstößt ohne Zweifel gegen den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, dem auch Nikaragua beigetreten ist. 

Welche Auffassung vertritt der Rat angesichts der Tatsache, dass Homosexualität nach wie vor unter 
Strafe gestellt wird?  Welche Maßnahmen leitet der Rat ein, um darauf zu drängen, dass Nicaragua 
den Forderungen entspricht und gleichgeschlechtliche sexuelle Beziehungen künftig nicht mehr unter 
Strafe stellt, wie dies bereits in seinen Nachbarländern der Fall ist?  Wird der Rat die Kommission 
auffordern, diese Frage bei den Verhandlungen mit den mittelamerikanischen Staaten anzusprechen 
und deutlich zu machen, dass es sich hierbei um ein ernstes Problem handelt, das 
Verhandlungserfolgen bei den relevanten Kapiteln des Assoziationsabkommens im Wege steht? Wird 
der Rat dafür sorgen, dass dieses Problem regelmäßig im Rahmen unserer diplomatischen 
Beziehungen mit Nicaragua zur Sprache kommt?


